
  
Anwalt für Strafrecht: Mittelbare Falschbeurkundung

  

Das Veranlassen der Eintragung einer Auflassungsvormerkung zugunsten einer nicht existierenden Person
im Grundbuch stellt keine mittelbare Falschbeurkundung dar.

  

Der Bundesgerichtshof befasste sich in seinem Beschluss vom 21. August 2018 (3 StR 205/18) damit, ob
die Veranlassung eines Notars, eine Auflassungsvormerkung zugunsten einer nicht existierenden Person in
das Grundbuch eintragen zu lassen, eine mittelbare Falschbeurkundung darstellt. Nicht durch jede in
einem öffentlichen Buch enthaltene unrichtige Angabe, die ein Außenstehender durch Täuschung eines
gutgläubigen Amtsträgers bewirkt, wird der Tatbestand der mittelbaren Falschbeurkundung verwirklicht.
Strafbewehrt beurkundet im Sinne der Strafnorm sind vielmehr nur diejenigen Erklärungen,
Verhandlungen oder Tatsachen, auf die sich der öffentliche Glaube, das heißt die „volle Beweiswirkung
für und gegen jedermann“ erstreckt. Der Beschuldigte trat als Bevollmächtigter eines Dritten vor einem
Notar auf und veranlasste diesen eine Auflassungsvormerkung zugunsten einer nicht existierenden Person
in das Grundbuch eintragen zu lassen. Die Eintragung erfolgte bezüglich eines Grundstücks, welches sich
im Eigentum des Dritten befand. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs ist eine
Auflassungsvormerkung im Grundbuch, zugunsten einer nicht existierenden Person keine mittelbare
Falschbeurkundung. Hinsichtlich der Eintragung einer nicht existenten Person im Grundbuch besteht kein
öffentlicher Glaube. Die erhöhte Beweiskraft des Grundbuchs erstreckt sich nicht auf die Existenz und
Rechtsfähigkeit des Eingetragenen.
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